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Die dauerhafte virtuelle Hauptversammlung wird kommen. Am 27.4.2022 hat das Bundesjustizministerium den Regierungs-

entwurf des „Gesetzes zur Einführung virtueller Hauptversammlungen von Aktiengesellschaften“ veröffentlicht. Bundesjus-

tizminister Dr. Marco Buschmann erklärt dazu: „Ich freue mich, dass wir heute in der Bundesregierung einen weiteren Schritt

zur Digitalisierung des Gesellschaftsrechts beschlossen haben. Mit dem heute vom Kabinett beschlossenen Gesetzentwurf

schaffen wir aus dem coronabedingten Provisorium eine dauerhafte Lösung, die sowohl die Aktionärsrechte wahrt als auch

praktikabel für die Unternehmen bleibt. …“ (PM BMJ vom 27.4.2022). Gänzlich anders beurteilen das Deutsche Aktieninsti-

tut und die Verbände BDI, Bitkom, BUJ, DIRK, GDV und VCI den Regierungsentwurf. In einer gemeinsamen Verbändeposi-

tion monieren sie, der Gesetzentwurf halte einem Praxistest nicht stand und müsse dringend nachgebessert werden, damit

das virtuelle Format praktikabel und rechtssicher genutzt werden könne (s. PM DAI vom 10.5.2022). Eines der zentralen

Probleme sei die Gefahr einer zu hohen Anzahl gleichzeitig elektronisch übermittelter Wortmeldungen ohne klare Regelun-

gen, wie diese ausgewählt und begrenzt werden können. Auch Mayer/Jenne/Miller kritisieren in ihrem Beitrag auf S. 1155ff.

in diesem Heft, dass sinnvolle Regelungen des Referentenentwurfs und realitätsnahe Einschätzungen des BMJ im Regie-

rungsentwurf zum Teil ins Gegenteil verkehrt wurden. Von „Licht und Schatten“ sprechen denn auch in diesem Zusammen-

hang Groß/Scholz im Editorial dieser Ausgabe.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen

EuGH: Missbräuchliche Verdrängungspraxis

und Auswirkung auf das Wohl der Verbrau-

cher und die Marktstruktur

1. Art. 102 AEUV ist dahin auszulegen, dass es

für die Feststellung, ob eine Verhaltensweise die

missbräuchliche Ausnutzung einer beherrschen-

den Stellung darstellt, ausreicht, wenn eine

Wettbewerbsbehörde nachweist, dass diese Ver-

haltensweise geeignet ist, die Struktur wirksa-

men Wettbewerbs auf dem relevanten Markt zu

beeinträchtigen, es sei denn, das betreffende

beherrschende Unternehmen weist nach, dass

die wettbewerbswidrigen Wirkungen, die sich

aus dieser Verhaltensweise ergeben können,

durch positive Auswirkungen auf die Verbrau-

cher, insbesondere in Bezug auf Preise, Auswahl,

Qualität und Innovation, ausgeglichen oder so-

gar übertroffen werden.

2. Art. 102 AEUV ist dahin auszulegen, dass der

von einem Unternehmen in beherrschender

Stellung dafür vorgelegte Beweis, dass sein Ver-

halten keine konkreten beschränkenden Wirkun-

gen entfaltet hat, für sich genommen nicht als

ausreichend angesehen werden kann, um die

Missbräuchlichkeit dieses Verhaltens auszu-

schließen. Dieser Beweis kann ein Indiz dafür

sein, dass das fragliche Verhalten nicht geeignet

war, wettbewerbswidrige Wirkungen zu entfal-

ten, das jedoch durch weitere Beweise zum

Nachweis dieser Ungeeignetheit zu ergänzen

ist.

3. Art. 102 AEUV ist dahin auszulegen, dass das

Vorliegen einer missbräuchlichen Verdrängungs-

praxis eines Unternehmens in beherrschender

Stellung auf der Grundlage der Eignung dieser

Praxis, wettbewerbswidrige Wirkungen zu ent-

falten, zu beurteilen ist. Eine Wettbewerbsbe-

hörde muss nicht die Absicht des betreffenden

Unternehmens nachweisen, seine Wettbewerber

durch andere Mittel oder unter Rückgriff auf an-

dere Ressourcen als die des Leistungswett-

bewerbs zu verdrängen. Der Nachweis einer sol-

chen Absicht stellt jedoch einen tatsächlichen

Umstand dar, der bei der Feststellung des Miss-

brauchs einer beherrschenden Stellung berück-

sichtigt werden kann.

4. Art. 102 AEUV ist dahin auszulegen, dass eine

außerhalb des Wettbewerbsrechts rechtmäßige

Praxis, die von einem Unternehmen in beherr-

schender Stellung angewandt wird, als „miss-

bräuchlich“ im Sinne dieser Bestimmung einge-

stuft werden kann, wenn sie eine Verdrängungs-

wirkung entfalten kann und auf dem Einsatz

anderer Mittel als denen eines Leistungswett-

bewerbs beruht. Sind diese beiden Vorausset-

zungen erfüllt, kann das betreffende Unterneh-

men in beherrschender Stellung gleichwohl dem

Verbot des Art. 102 AEUV entgehen, wenn es

nachweist, dass die fragliche Praxis entweder ob-

jektiv gerechtfertigt und dieser Rechtfertigung

angemessen ist oder durch Effizienzvorteile, die

auch den Verbrauchern zugutekommen, ausge-

glichenoder sogarübertroffenwird.

5. Art. 102 AEUV ist dahin auszulegen, dass

dann, wenn eine beherrschende Stellung von ei-

ner oder mehreren Tochtergesellschaften, die ei-

ner wirtschaftlichen Einheit angehören, miss-

bräuchlich ausgenutzt wird, das Bestehen dieser

Einheit für die Annahme ausreicht, dass auch die

Muttergesellschaft für diesen Missbrauch ver-

antwortlich ist. Das Bestehen einer solchen Ein-

heit ist zu vermuten, wenn zum maßgeblichen

Zeitpunkt zumindest nahezu das gesamte Kapi-

tal dieser Tochtergesellschaften unmittelbar

oder mittelbar von der Muttergesellschaft gehal-

ten wurde. Die Wettbewerbsbehörde braucht

keine zusätzlichen Beweise zu erbringen, es sei

denn, die Muttergesellschaft weist nach, dass sie

nicht befugt war, das Verhalten ihrer Tochterge-

sellschaften zu bestimmen, da diese eigenstän-

dig handeln.

EuGH, Urteil vom 12.5.2022 – C-377/20
(Tenor)
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BGH: Knuspermüsli II – Unlauterkeit bei ei-

ner Verletzung der Informationspflicht bzgl.

kommerzieller Kommunikation – Rechtspre-

chungsänderung

a) In Fällen der Verletzung einer Informations-

pflicht in Bezug auf kommerzielle Kommunikati-

on ist die Unlauterkeit allein nach § 5a Abs. 2

und 4 UWG und nicht nach § 3a UWG zu beurtei-

len (Aufgabe von BGH, Urteil vom 31. Oktober

2013 – I ZR 139/12, GRUR 2014, 576 Rn. 15 =

WRP 2014, 689 – 2 Flaschen GRATIS; Abgrenzung

zu BGH, Beschluss vom 10. Februar 2022 – I ZR

38/21, GRUR 2022, 500 [juris Rn. 60 bis 66] =

WRP 2022, 452 – Zufriedenheitsgarantie).

b) Die Gewährung einer Aufbrauchfrist setzt vor-

aus, dass dem Schuldner eines Unterlassungsan-

spruchs durch ein sofort mit der Zustellung des

Titels uneingeschränkt zu beachtendes Verbot

unverhältnismäßige Nachteile entstehen und

die Belange sowohl des Gläubigers als auch der

Allgemeinheit durch eine befristete Fortsetzung

des Wettbewerbsverstoßes nicht unzumutbar

beeinträchtigt werden. In der danach erforderli-

chen Interessenabwägung kann sich zu Lasten

des Schuldners auswirken, dass er sich aufgrund

einer Verurteilung in den Vorinstanzen oder auf-

grund des Verlaufs des Revisionsverfahrens, et-

wa wegen einer vom Senat veranlassten Vorab-

entscheidung durch den Gerichtshof der Euro-

päischen Union, auf einen für ihn ungünstigen

Ausgang des Revisionsverfahrens einstellen

konnte und musste (Fortführung von BGH, Urteil

vom 16. November 1973 – I ZR 98/72, GRUR
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